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Der II. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 15. Februar 1971 unter 
Mitwirkung der Bundesrichter Liesecke, Br. Schulze, 
Fleck, Stimpel und Br. Kellermann

für Recht erkannt:

Bie Revision gegen das Urteil des 
2. Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
Koblenz vom 9. Mai 1969 wird mit der 
Maßgabe zurückgewiesen, daß Zinsen 
erst seit 1. April 1965 zu zahlen sind.
Bie Kosten des Revisionsverfahrens fallen 
zu 5/5 dem Beklagten zu 1 und zu 2/5 
beiden Beklagten als Gesamtschuldnern 
zur Last.
Bas Urteil ist vorläufig vollstreckbar.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Bie Klägerin ist Alleinerbin ihres im Jahre 1964 
verstorbenen Ehemannes Otto P 1 ^ 0 .  Bieser befaßte 
sich mit Finansierungsgeschäften und der Vermittlung 
von Versicherungen. Er stand bis zu seinem Tode in 
Geschäftsverbindung mit dem Beklagten, der neben einem 
Transportgeschäft ein Kiesausbeuteuntemehmen betrieb; 
P l M B  finanzierte für den Beklagten u. a. Fahrzeug- 
und Maschinenkäufe.
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Im zweiten Halbjahr 1963 fanden zwischen dem 
Beklagten und P 1 § 0  Besprechungen über dessen Be­
teiligung an der Kiesgrube statt. P2JHI sollte
100.000 DM zur Verfügung stellen, indem er umlaufen­
de Wechsel einlöste, aus denen die Beklagten hafte­
ten. In der Folgezeit hat er Wechsel über ca.
52.000 DM eingelöst, die der Beklagte angenommen 
hatte und in der Zeit vom 17# Oktober 1963 bis 24-. Au­
gust 1964 fällig waren. Auf einen Teil dieser Wechsel 
hatte die Beklagte ihre Unterschrift unter die ihres 
Ehemannes gesetzt, bei einigen mit dem Zusatz "als 
Bürge für den Bezogenen". Eine Reihe dieser Wechsel 
hatte PlfliVausgestellt und in blanko indossiert. Auf 
den übrigen Wechseln stand er weder als Aussteller noch 
als Indossant. Die Forderungen aus diesen Wechseln sind 
ihm von den Inhabern abgetreten worden,als er sie ein­
löste.

Die Parteien streiten darüber, ob PlfllB die Wechsel 
zum Zwecke der Gewährung eines Barlehens oder einer ge­
selle cha ft avert ra glichen Einlage eingelöst hat. Die Be­
klagten sind vermögenslos; die Kiesgrube ist zum Erliegen 
gekommen.

Die Klägerin hat die Beklagten als Gesamtschuldner 
auf Zahlung der Wechselsummen nebst Wechselzinsen und 
Wechselprovision in Anspruch genommen, die Beklagte 
nur insoweit, als sie die Wechsel mitgezeichnet hat. 
Fürsorglich hat sie ihre Klage auch auf jeden anderen ln 
Betracht kommenden rechtlichen Gesichtspunkt gestützt.
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Die Beklagten haben Klageabweisung beantragt und 
geltend gemacht, PlfBI habe sich mit dem Betrag der 
eingelösten Vechsel als stiller Gesellschafter an dem 
Kiesausbeuteunternehmen des Beklagten beteiligt* Durch 
die hohen Verluste, die der Beklagte hierbei erlitten 
habe, sei die Einlage aufgezehrt worden. Allenfalls 
käme ein Auseinandersetzungsanspruch der Klägerin in 
Betracht.

Das Landgericht hat unter Abweisung der weiter­
gehenden Klage

a) die Beklagten als GesamtSchuldner zur Zahlung 
von 16.400,—  DM nebst Zinsen und Wechselpro­
vision,

b) den Beklagten zu 1 zur Zahlung von weiteren 
25.319*—  DM nebst Zinsen seit dem Verfall­
tage und Wechselprovision

Zug um Zug gegen Herausgabe der Wechsel verurteilt.
Das Oberlandesgericht hat die Berufung der beiden
Beklagten zurückgewiesen.

Mit der Revision verfolgen die Beklagten ihren 
Antrag auf Klageabweisung weiter. Sie haben gegen die 
in dem zur mündlichen Verhandlung über die Revision 
bestimmten Termin nicht vertretene Klägerin Versäumnis­
urteil beantragt.
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Entseheidungsgründe:

I. Das Berufungsgericht hält den von der Klägerin in 
erster Linie erhobenen Wechselanspruch für begründet.
Der Beklagte hafte der Klägerin als Akzeptant, die Be­
klagte teilweise als Bürgin und teilweise als Akzeptan­
tin. Die Beklagten könnten der Klägerin nicht entgegen­
halten, ihr Ehemann habe sich in Höhe der Wechselbe­
träge als stiller Gesellschafter an dem Kiesausbeute- 
untemehmen des Beklagten beteiligt. Kach dem Inhalt 
der Verhandlungen habe dieser vielmehr nur ein Darlehens­
verhältnis begründen wollen. Ob die Vereinbarung eines 
Zinssatzes von 40 den Tatbestand des Wuchers erfülle, 
könne auf sich beruhen, da hierdurch die Verpflichtung 
zur Rückzahlung des hingegebenen Darlehens nicht berührt 
werde.

Die hiergegen gerichteten Angriffe der Revision 
können im Ergebnis nur insoweit Erfolg haben, als sie 
einen Teil der Wechselzinsen betreffen.

1. Unbegründet ist die Rüge der Revision, das Be­
rufungsgericht habe nicht beachtet, daß die Weohsel- 
forderungen dadurch getilgt worden seien, daß P l £ B  
die Wechsel eingelöst habe.

Kach den PestStellungen des Berufungsgerichts hat 
PlflB einen Teil der Wechselforderungen durch Abtretung 
und Übergabe der Wechsel erworben (vgl. bereits Landge­
richtsurteil S. 12). Er hat diese Porderungen also nicht
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als Dritter nach § 267 BGB getilgt, sondern die Lei­
stung zum Zwecke des Erwerbs der Forderung bewirkt 
(vgl. hierzu BGH WM 1966, 942). Die übrigen Wechsel 
hat PlJIHt als Aussteller eingelöst. Es ist anerkannt, 
daß ein Rückgriffsschuldner im Zweifel nur die eigene 
Schuld tilgt, die Wechselschuld des Akzeptanten 
also nicht erlisoht (RGZ 120, 208). Die Beklagten 
haben nichts dafür vorgebracht, daB die Wechsel im 
Verhältnis der Parteien als "erledigt" betrachtet wurden 
und nicht mehr gegen die Beklagten geltend gemacht werden 
sollten oder daß PlflV auf die Wechselforderungen ver­
zichten wollte. Der Einwand der Tilgung kann deshalb 
der Geltendmachung der Wechselforderungen nicht entgegen­
gesetzt werden.

2. Die Revision kann auch nicht mit Erfolg geltend 
machen, das Berufungsgericht habe zu Unrecht angenommen, 
daß P l V H  durch die Einlösung der Wechsel dem Beklagten 
ein Darlehen gewährt habe.

Die gegen die Feststellungen des Berufungsgerichts 
über den Vertragswillen der Parteien erhobenen Verfahrens- 
rügen sind unbegründet. Das Berufungsgericht konnte ins­
besondere aufgrund eigener Sachkunde aus der vorgelegten 
Kalkulation, den eingereichten Schreiben und den Zeugen­
aussagen den Schluß ziehen, für die Gewährung einer Ka­
pitalnutzung habe ohne Rücksicht auf den Gewinn des 
Unternehmens eine feste Vergütung gezahlt werden sollen. 
Von einer Begründung zu den einzelnen Verfahrensrügen 
wird abgesehen (Art. 1 Nr. 4 EntlG).
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Den Wortlaut der Schreiben, in denen von "Ge­
schäft seinlage" oder "Beteiligung" die Rede ist, 
brauchte das Berufungsgericht nicht als Beweis für 
das Vorliegen eines Gesellschaftsverhältnisses anzu­
sehen. Einer besonderen Würdigung des Vortrages der 
Beklagten, im Laufe der Geschäftsverbindung seien dem 
Beklagten von PlflB Darlehen stets unter dieser Be­
zeichnung gewährt worden (Bl. 4 der Berufungsbegründung), 
bedurfte es nicht. Gegen die rechtliche Beurteilung, daß 
ein Darlehen und keine stille Gesellschaft vorliege, sind 
ebenfalls keine Bedenken zu erheben (vgl. BGH IN § 335 
HGB Hr. 1 und 8).

3* Hach dem unstreitigen Sachverhalt ist das Darlehen 
nach § 138 Abs. 1 BGB als nichtig anzusehen.

Das Berufungsgericht hat nur § 138 Abs. 2 BGB ins 
Auge gefaßt und Über die Ausbeutung einer Hotlage des 
Beklagten keine VestStellungen getroffen. Unabhängig 
hiervon ist ein Geschäft jedoch wegen Sittenwidrigkeit 
nichtig, wenn ein auffälliges Mißverhältnis zwischen 
Leistung und Gegenleistung besteht und der begünstigte 
Teil aus verwerflicher Gesinnung gehandelt hat (BGH 
HJW 1966, 1451). Eine solche ist insbesondere dann ancu- 
nehmen, wenn der Begünstigte eine schwierige finanzielle 
Lage des Vertragsgegners ausnutzt, um sich Übermäßige 
Gewinne zu verschaffen.

Ein Zinssatz von 40 £ für ein Darlehen zum Betrieb 
einer Kiesgrube steht in einem auffälligen Mißverhältnis 
zur gewährten Kapitalnutzung (vgl. BGH Betrieb 1956, 326;



BB 1962, 156)• Auch bei Berücksichtigung eines erheb­
lichen Risikos kann ein solcher Zinssatz grundsätzlich 
nicht als zulässig angesehen werden. Die Klägerin hat 
zudem selbst vorgetragen, daß PlflHI die schlechte 
finanzielle Lage des Beklagten gekannt habe und daß 
dies den hohen Zinssatz erkläre (Schriftsatz vom 
H. März 1966 Bl. 3). PI M B  bat sich somit als über­
mäßig Begünstigter zumindest grob fahrlässig der Er­
kenntnis verschlossen, daß der Beklagte sich nur wegen 
seiner finanziellen Schwierigkeiten auf den ungewöhn­
lich hohen Zinssatz eingelassen hat. Dies aber reicht 
aus, um auch die subjektiven Voraussetzungen der Sitten­
widrigkeit nach § 138 Abs. 1 BGB zu begründen.

Es fragt 8ich deshalb, ob der Klage aus den Wechseln 
der Einwand entgegensteht, die Klägerin sei wegen der 
Wichtigkeit des Darlehensvertrages um die Wechsel auf 
Kosten der beiden Beklagten rechtlos bereichert. Hach 
den Peststellungen des Berufungsgerichts sollte Pl f ^ M  
das Darlehen in der Weise gewähren, daß er im Umlauf 
befindliche Wechsel einlöste, aus denen die Beklagten 
hafteten. P l M H  bat demgemäß die Wechselforderungen, 
wie die Ausführungen zu 1. zeigen, von den Wechselin­
habern durch Abtretung und Übergabe der Wechsel oder 
dadurch erworben, daß er sie als Rückgriffsschuldner 
einlöste. Damit scheidet die Annahme aus, daß die hier 
in Frage stehende DarlehensVereinbarung das Grundge- 
sohäft darstellte. Die Beklagten haben auch nicht dar­
getan, daß das ursprüngliche Grundgeschäft im Zusammen­
hang mit der Einlösung der Wechsel durch die Darlehens­
abrede ersetzt worden ist. Der DarlehensVereinbarung
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selbst kann nichts hierfür entnommen werden. Diese 
begründete für P l M V  nur die Verpflichtung, die 
Wechselrechte bis zur Fälligkeit des Darlehens nicht 
geltend zu machen* Aus diesem Grunde kann auch die 
Einrede des fehlenden Grundgeschäfts(§ 812 BGB) nicht 
durchgreifen*

Dagegen kann den Klageansprüchen entgegengesetzt 
werden, daß die Wechselforderungen erst in dem Zeit­
punkt fällig sind, in dem das Darlehen fällig gewesen 
wäre; denn die DarlehensVereinbarung führte zu einer 
entsprechenden Stundung der Wechselforderungen* Mangels 
Darlegung einer früheren Fälligkeit ist anzunehmen, daß 
das Darlehen durch das Schreiben vom 21* Dezember 1964, 
mit dem die Klägerin den Beklagten aufforderte, die 
"Einlage" zum 31* Dezember 1964 zurückzuzahlen, nach 
§ 609 BGB zum 31. März 1965 fällig geworden wäre. Die 
Wechselsummen und Wechselvergütungen können deshalb 
ohne Einschränkung, die Wechselzinsen jedooh erst für 
die Zeit ab 1* April 1965 zugesprochen werden* Durch 
die Stundung der Wechselverbindlichkeiten wurde der 
Beklagte von der gesetzlichen Zinspflicht (Art* 48 
Abs* 1 Kr* 2 WG) befreit. Hierauf kann sich der Be­
klagte trotz Wichtigkeit der DarlehensVereinbarung be­
rufen; denn diese Nichtigkeit beseitigt nicht die er­
folgte Stundung und den damit verbundenen Verzicht auf 
die während der Stundung entstandenen gesetzlichen Zinsen* 
Plewka erlangte vielmehr nur einen Anspruch aus unge­
rechtfertigter Bereicherung nach § 812 BGB* Der Geltend­
machung dieses Anspruches steht jedoch - wegen der dar­
gelegten Sittenwidrigkeit der der Stundung zugrunde-



liegenden Vereinbarung - die Bestimmung des § 817 
Satz 2 BGB entgegen, die für alle Bereicherungsan- 
Sprüche gilt und nicht nur für den aus § 817 Satz 1 BGB 
(BGHZ 36, 396, 399).

4. Die Beklagte hat einen Teil der Wechsel aus­
drücklich "als Bürge für den Bezogenen" unterschrieben; 
bei weiteren Wechseln ergibt sich aus ihrer Mitzeichnung 
unter der Unterschrift des Akzeptanten, daß sie für 
diesen die Wechselbürgschaft übernehmen wollte (vgl.
BGHZ 34, 179, 182). Mach Art. 32 Abs. 1 WG haftet sie 
damit in gleicher Weise wie ihr Ehemann.

Da der Wechselbürge nicht schon kraft Gesetzes be­
fugt ist, die Einreden des Hauptverpflichteten zu er­
heben (BGHZ 30, 108), kann die Beklagte nicht ohne weiteres 
geltend machen, daß ihr Ehemann, für den sie sich verbürgt 
hat, für die vom Verfalltage der Wechsel bis zum 31. März 1965 
entstandenen Wechselzinsen nicht hafte. Hier ergibt sich 
jedoch aus den zwischen der Klägerin und der Beklagten 
bestehenden Abreden, daß die Beklagte nur insoweit haften 
sollte, als ihr Ehemann in Anspruoh genommen werden konnte 
(vgl. BGHZ 30 S. 112). Die Klägerin hat "Bürgschaft" als 
Haftungsgrundlage bezeichnet und vorgetragen, daß die Be­
klagte naoh den getroffenen Vereinbarungen für ihren 
Ehemann "mithaften" wollte und insofern klare Vorstellungen 
bei den Parteien herrschten (Schriftsatz vom 25 . Oktober 1963 
Bl. 5 und 7).

II. Die Revision der beiden Beklagten gegen das ange- 
fochtene Urteil war hiemaoh mit der Maßgabe zurüokzuweisen,
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daß Zinsen erst seit 1. April 1963 geschuldet werden. 
Im Hinblick auf die Säumnis der Revisionsbeklagten war 
auf den Antrag der Revisionsklägerin Versäumnisurteil 
zu erlassen (§§ 557, 331 ZPO; vgl. BGHZ 37, 79, 81).

M e  Kostenentscheidung beruht auf den §§ 97, 100, 
92 Abs. 2 ZPO.

Lieseoke
Stimpel

Dr. Schulze Pieck
Lr. Kellermann
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